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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Währung ersucht den federführenden Ausschuss für 

Industrie, Forschung und Energie und den Ausschuss für Binnenmarkt und 

Verbraucherschutz, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. betont, dass dauerhaftes Wirtschaftswachstum in Europa nur durch den Ausbau von 

Sektoren erreicht werden kann, die sich durch einen hohen wirtschaftlichen Mehrwert 

auszeichnen; unterstützt daher alle Bemühungen der Kommission zur Förderung des 

Übergangs zu einer digitalen Wirtschaft; betont, dass es einer weltweiten Vernetzung 

bedarf und die derzeitige Fragmentierung der nationalen Rechtsvorschriften zu digitalen 

Diensten überwunden werden muss; fordert die Kommission auf, den vorgesehenen 

Zeitplan für die Schaffung eines echten digitalen Binnenmarkts, der auf fairem 

Wettbewerb und einem hohen Verbraucherschutzniveau beruht, einzuhalten; 

2. betont, dass die positiven Folgen der Digitalisierung der Finanzdienste in Form von 

Kostenwirksamkeit und verbesserten, individuell auf die Kunden abgestimmten Diensten 

das Potenzial bergen, verbraucherfreundliche Finanzprodukte und –dienste bereitzustellen, 

die den Verbrauchern das Leben einfacher machen; 

3. betont, dass der digitale Binnenmarkt für die europäische Wirtschaft von Bedeutung ist; 

weist erneut darauf hin, dass Schätzungen der Kommission zufolge mit der Entwicklung 

des digitalen Binnenmarkts jährlich ein Beitrag in Höhe von 415 Mrd. EUR zur 

Wirtschaft in der EU geleistet wird und 3,8 Mio. neue Arbeitsplätze entstehen könnten; 

betont, dass die Digitalbranche nicht nur beständig wächst, sondern dank der digitalen 

Technologien auch in traditionellen Wirtschaftsbranchen in Europa neue Chancen 

entstehen; 

4. ist der Ansicht, dass die Digitalisierung der Wirtschaft – die für die Unternehmen in der 

EU und insbesondere für KMU mit Fortschritt, Wachstum und Innovation einhergeht –, 

unumgänglich und positiv ist und daher unterstützt werden sollte; 

5. fordert die Kommission auf, den Ansatz „Digital first“ (Vorrang für Digitaltechnik) zu 

fördern, was die Arbeitsweise öffentlicher Einrichtungen und die Ausgestaltung von 

Rechtsakten angeht; ist der Ansicht, dass diese Strategie zu Vorteilen in Form von 

Kosteneinsparungen, ökologischer Nachhaltigkeit und besseren Dienstleistungen führen 

könnte, und dass sie daher die Kluft zwischen den Bürgern und den Institutionen der EU 

verringern könnte; 

6. weist darauf hin, dass die digitale Kluft wesentlich verkleinert und dafür gesorgt werden 

muss, dass alle Bürger und Unternehmen in der EU, insbesondere KMU, einen fairen, 

offenen und diskriminierungsfreien Zugang zum Internet haben, da nur so wirtschaftliche 

Konvergenz zwischen den europäischen Regionen erreicht werden kann; betont, dass der 

Internetzugang als ein öffentliches Gut betrachtet werden sollte, das für das Alltagsleben 

immer wichtiger wird; empfiehlt weitere öffentliche und private Investitionen in die 

Infrastruktur, um den Ausbau des Internets bis in die Randgebiete der EU zu ermöglichen; 

fordert die Kommission in diesem Zusammenhang auf, die derzeitige Anwendung der 

Beihilferegeln zu überdenken; begrüßt, dass entsprechende Bemühungen des 

Europäischen Fonds für strategische Investitionen geplant sind; 
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7. ist der Ansicht, dass gewährleistet sein muss, dass die Endnutzer sich darauf verlassen 

können, dass einheitliche Schutzstandards gewahrt bleiben, sowie Unternehmen darauf, 

dass sie auf einen allgemeingültigen und fairen Regulierungsrahmen bauen können, bei 

dem für gleichartige Dienste auch gleichartige Bestimmungen gelten, wenn tatsächlich ein 

digitaler Binnenmarkt geschaffen werden soll; 

8. begrüßt die Verabschiedung der überarbeiteten Zahlungsdiensterichtlinie; betont, dass 

unverzüglich EU-weite sofortige elektronische/mobile Zahlungen, die einem 

gemeinsamen Standard entsprechen, ermöglicht werden müssen und die überarbeitete 

Zahlungsdiensterichtlinie unverzüglich ordnungsgemäß umgesetzt werden muss, damit 

die Union den EU-weiten elektronischen Handel vorantreiben kann; 

9. weist daraufhin, dass ungeachtet der hohen Arbeitslosenquoten in der EU viele Stellen 

mangels Bewerber mit entsprechenden Qualifikationen unbesetzt bleiben; stellt fest, dass 

wenn die wirtschaftlichen Chancen, die der digitale Binnenmarkt bietet, genutzt werden 

sollen, beschäftigungs- und bildungspolitische Maßnahmen ergriffen werden müssen, mit 

denen die digitalen Fertigkeiten der EU-Bürger verbessert werden; fordert die 

Kommission auf, Programme aufzulegen, mit denen diese Ziele erreicht werden können; 

10. ist der Ansicht, dass EU-weite elektronische/mobile Zahlungssysteme („e-SEPA“) den 

grenzüberschreitenden elektronischen Handel ankurbeln, da sie eine effizientere und 

raschere Abwicklung des Massenzahlungsverkehrs ermöglichen; stellt fest, dass aus den 

Erfahrungen mit Systemen wie Faster Payments oder PayM wertvolle Erkenntnisse 

gewonnen werden können; 

11. weist darauf hin, dass sowohl neue als auch bereits bestehende Unternehmen, 

insbesondere KMU und Kleinstunternehmen, einen verbesserten Zugang zu Kapital 

erhalten müssen, damit die Digitalwirtschaft florieren kann; begrüßt die Arbeiten der 

Kommission im Bereich der Kapitalmarktunion, in deren Rahmen alternative 

Finanzierungsquellen für die Unternehmen in Europa und für langfristige Projekte 

entstehen sollen und die somit eine Ergänzung zur Strategie des digitalen Binnenmarkts 

darstellt; fordert weitere Konsultationen, eine Bewertung der bestehenden 

Rechtsvorschriften, die Verbreitung bewährter Praktiken in Bereichen wie 

Schwarmfinanzierungen und Partnerkredite sowie einen weiteren Anreiz für 

Risikokapitalregelungen in der EU; 

12. betont, dass ein effizientes, kundenfreundliches Zahlungssystem einen wesentlichen 

Baustein des digitalen Binnenmarkts darstellt; begrüßt die Fortschritte, die in den 

zurückliegenden Jahren gemacht worden sind, was die Eröffnung des Zugangs, die 

Förderung des Wettbewerbs, die Verbesserung der Sicherheit und die Eröffnung 

grenzüberschreitender Tätigkeiten in Bezug auf den Markt für Zahlungsdienste angeht 

(beispielsweise durch SEPA, die neue Richtlinie über Zahlungskonten, die neue 

Verordnung über Interbankenentgelte und die überarbeitete Richtlinie über 

Zahlungsdienste); betont, dass in den kommenden Jahren zusätzliche Maßnahmen in 

Betracht gezogen werden sollten, um mit den innovativen Entwicklungen Schritt zu halten 

und den Weg für eine weitere grenzüberschreitende Integration zu ebnen; 

13. fordert, dass die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde unterstützt wird, 

was Innovationen in regulierten Branchen angeht, etwa die Nachhandelsinfrastruktur und 

Meldepflichten für Daten, damit gewährleistet ist, dass bestehende Akteure 
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Rechtsvorschriften nicht als Hemmnis für den Markteintritt einsetzen, um die 

Entwicklung neuer Technologien – beispielsweise die Blockketten-Technologie (Block 

Chain) und dezentrale Transaktionsnetzwerke (Distributed Ledgers) – zu behindern, mit 

denen die Effizienz gesteigert und Kosten gesenkt werden könnten; 

14. weist darauf hin, dass Internetsicherheit für die Einrichtung des digitalen Binnenmarkts 

von wesentlicher Bedeutung ist, was vor allem den Banken- und Finanzsektor sowie 

Zahlungssysteme und den elektronischen Handel betrifft; fordert daher die Kommission 

auf, sich der Risiken anzunehmen, wobei der Internetbetrug und Angriffe aus dem Internet 

an erster Stelle stehen, sowie die Präventionsmaßnahmen zu verstärken, einen Rahmen für 

eine europaweit koordinierte Antwort auf Internetkriminalität zu erstellen und 

europaweite Aufklärungskampagnen zu starten, mit denen die EU-Bürger für die 

Gefahren für die Internetsicherheit sensibilisiert werden; 

15. fordert die Kommission auf, die besonderen Merkmale von Finanzdaten und den Bedarf 

der weltweiten Regulierungs- und Aufsichtsbehörden umfassend zu berücksichtigen, 

wenn Verhandlungen über Datenschutzabkommen und Abkommen über den 

Datenaustausch geführt werden; 

16. betont, wie wichtig es ist, über einfache. effiziente und sichere Zahlungssysteme zu 

verfügen, damit der digitale Binnenmarkt errichtet werden und wachsen kann; begrüßt 

Fortschritte bei der EU-Gesetzgebung zu Zahlungssystemen und fordert die Kommission 

auf, diese Entwicklungen bei der Umsetzung der Strategie für den digitalen Binnenmarkt 

zu berücksichtigen; 

17. ist der Auffassung, dass digitale Technologien den Zugang zu Krediten für viele 

ermöglichen wird, die bislang in der Regel vom Banken- und Finanzsystem 

ausgeschlossen waren, was die gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung 

befördern wird; fordert die Kommission auf, eine Inklusionsstrategie zu entwerfen, die es 

schwächeren Bevölkerungsgruppen ermöglicht, Zugang zum digitalen Binnenmarkt und 

somit auch zu neuen Finanz- und Bankdienstleistungen zu erhalten; 

18. ist der Ansicht, dass der aktuelle steuerrechtliche Rahmen angesichts der besonderen 

Merkmale der Digitalwirtschaft nicht mehr angewendet werden kann; ist der Auffassung, 

dass – unter gebührender Achtung der nationalen Zuständigkeiten – mehr Koordinierung 

im Steuerbereich erforderlich ist, um Steuervermeidung, Steuerhinterziehung und 

aggressiver Steuerplanung vorzubeugen, eine Marktverzerrung und fairen Wettbewerb zu 

verhindern und einen echten europäischen digitalen Binnenmarkt zu schaffen; fordert die 

Kommission auf, die Ausweitung der länderspezifischen Berichterstattung über Steuern 

auf alle Sektoren, mit Ausnahme von KMU und Midcap-Unternehmen, zu fördern, den 

Vorschlag für eine gemeinsame konsolidierte Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage 

(GKKB) zu unterstützen und sich für digitale Technologien und bewährte Praktiken 

einzusetzen, damit eine effizientere und frühzeitigere Erfassung steuerrelevanter Daten 

erleichtert wird; fordert die Kommission auf, den jüngsten Empfehlungen der 

Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung zur Bekämpfung der 

Erosion der Besteuerungsgrundlagen und der Verlagerung von Gewinnen Rechnung zu 

tragen; 

19. ist der Ansicht, dass die Entwicklung eines einheitlichen und konsistenten Online-MwSt.-

Systems vorrangig ist, wenn die Compliance-Kosten für EU-weit tätige kleine und 
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innovative Unternehmen gesenkt werden sollen; fordert ferner, dass der Grundsatz der 

Steuerneutralität uneingeschränkt und unabhängig von der Form – egal ob physisch oder 

digital – gewahrt wird; fordert die Kommission auf, gemäß ihren Zusagen und so rasch 

wie möglich einen Vorschlag vorzulegen, der es den Mitgliedstaaten ermöglicht, die 

MwSt.-Sätze für Presseerzeugnisse, digitale Veröffentlichungen, Bücher und Online-

Publikationen zu senken; weist darauf hin, dass die Mitgliedstaaten nach der derzeit 

geltenden MwSt-Richtlinie das Recht haben, auf kulturelle Inhalte einen ermäßigten 

MwSt.-Satz anzuwenden; fordert die Kommission auf, den Austausch bewährter 

Verfahren zwischen den Steuerbehörden und den einschlägigen Interessenträgern zu 

vereinfachen, damit Lösungen entwickelt werden können, die sich in der Wirtschaft des 

Teilens für die Entrichtung der Steuern eignen; begrüßt die Einführung einer einzigen 

Mini-Anlaufstelle für Mehrwertsteuerfragen, die einen Schritt hin zur Abschaffung des 

vorläufigen EU-MwSt.-Systems darstellt; ist jedoch darüber besorgt, dass das Fehlen 

eines Schwellenbetrags einige KMU im Hinblick auf die Einhaltung der Regeln in eine 

schwierige Lage bringt; fordert die Kommission auf, das System zu überprüfen, um es 

unternehmerfreundlicher zu machen; 

20. betont, dass Innovationen und einheitliche Ausgangsbedingungen gefördert werden 

müssen, was gleiche betriebliche und sicherheitstechnische Anforderungen sowie 

Kapitalanforderungen für alle Finanzdienstleister in der Digitalwirtschaft angeht; 

21. weist darauf hin, dass bei der grenzüberschreitenden Tätigkeit insbesondere KMU mit 

Problemen in Steuerangelegenheiten konfrontiert sind; fordert die Kommission daher auf, 

Möglichkeiten zu prüfen, wie diese Hindernisse für KMU beseitigt werden können; 

22. betont, wie wichtig die elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste sind, um das 

Volumen und die Qualität des elektronischen Handels im Hinblick auf das Wachstum zu 

erhöhen; fordert die Mitgliedstaaten daher auf, bis zum 1. Juli 2016 alle Maßnahmen zu 

ergreifen, die zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 über elektronische 

Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt 

(„eIDAS-Verordnung“) erforderlich sind; 

23. befürwortet den Beschluss der Kommission, im Rahmen von zwei Konsultationen eine 

öffentliche Debatte zum Thema Geoblocking sowie über Plattformen, Online-

Intermediäre, Daten, Cloud-Computing und die Wirtschaft des Teilens anzustoßen; betont, 

dass eine Definition des Begriffs „Plattform“ vonnöten ist, um einen klaren 

Ausgangspunkt für die Kartellrechtsprüfung zu haben; legt der Kommission nahe, 

Rahmenbedingungen für Unternehmen zu schaffen, bei denen die Entwicklung 

innovativer Ideen, der Schutz von Arbeitsnormen, ein fairer Wettbewerb und gleiche 

Wettbewerbsbedingungen für digitale Dienste sichergestellt sind; weist darauf hin, dass 

der rasche technische Fortschritt im Digitalmarkt einen technologieneutralen Rahmen für 

künftige Initiativen erfordert; 

24. bedauert die Langwierigkeit der Untersuchungen zu den Praktiken von Google sowie den 

Umstand, dass sich diese Untersuchungen nun schon seit mehreren Jahren hinziehen, ohne 

zu irgendwelchen Ergebnissen zu gelangen; begrüßt daher die Mitteilung der 

Beschwerdepunkte, die die Kommission Google in Bezug auf seinen Preisvergleichsdienst 

übermittelt hat; fordert die Kommission auf, weiterhin entschieden sämtlichen bei ihren 

Untersuchungen festgestellten besorgniserregenden Punkten nachzugehen, einschließlich 
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sämtlicher weiteren Bereiche der vertikalen Suche, da eine derartige sorgfältige 

Untersuchung letztlich Teil ihrer Aufgabe ist, für gleiche Wettbewerbsbedingungen 

zwischen allen Akteuren auf dem digitalen Markt zu sorgen; 

25. begrüßt, dass die Kommission beabsichtigt, den ungerechtfertigten Praktiken des 

Geoblockings ein Ende zu bereiten, da mit diesen die Wahlfreiheit der Verbraucher 

beschnitten wird; ist der Ansicht, dass es wesentlich ist, dass für eine ordnungsgemäße 

Umsetzung von Artikel 20 Absatz 2 der Dienstleistungsrichtlinie gesorgt wird, dem 

zufolge diskriminierende Anforderungen auf der Grundlage der Staatsangehörigkeit 

und/oder des Wohnsitzes untersagt sind, sowie von Artikel 8 Absatz 3 der Richtlinie über 

Verbraucherrechte, dem zufolge auf Webseiten für den elektronischen Geschäftsverkehr 

spätestens bei Beginn des Bestellvorgangs angegeben werden muss, ob 

Lieferbeschränkungen bestehen und welche Zahlungsmittel akzeptiert werden; 

26. ist der Ansicht, dass digitale Zahlungsdienste für die Wirtschaft von entscheidender 

Bedeutung sind; fordert die Kommission auf, alle Hemmnisse, die der Online-Zahlung in 

der Union entgegenstehen, auszuräumen und dafür zu sorgen, dass es bei kommerziellen 

Websites in der EU, die Zahlungsdienste wie beispielsweise Zahlungen per Online-

Banking und Kreditkarte annehmen, nicht zu Diskriminierung auf der Grundlage des 

Mitgliedstaats kommt, in dem diese Zahlungsdienste registriert sind; 

27. ist der Auffassung, dass ein ausreichender Wettbewerb und eine ausreichende Pluralität 

der Dienstleistungsanbieter notwendig sind, damit eine europäische Digitalwirtschaft 

entstehen kann, und betont, dass Netzwerkeffekte das Entstehen von Monopolen und 

Oligopolen ermöglichen; unterstützt die Bemühungen der Kommission, was die 

Vorbeugung des Marktmissbrauchs und die Wahrung der Verbraucherinteressen angeht; 

fordert die Kommission auf, Hindernisse abzubauen, die einem Eintritt in die digitale 

Wirtschaft in Sektoren mit wenigen marktbeherrschenden Akteuren entgegenstehen, es sei 

denn, sie sind zu Aufsichtszwecken oder zum Schutz von Verbraucherrechten 

erforderlich; fordert die Kommission auf, diskriminierende Praktiken in allen Bereichen 

der digitalen Wirtschaft zu bekämpfen, auch in den Bereichen Online-Shopping, Online-

Zahlungen, Suchmaschinen und soziale Netzwerke, da dies ein weitere Möglichkeit ist, 

den Markt für den Wettbewerb zu öffnen; 

28. weist darauf hin, wie wichtig die Datenwirtschaft für die Entwicklung des digitalen 

Binnenmarkts ist; weist darauf hin, dass die Bedrohung der Privatsphäre eine wesentliche 

Herausforderung darstellt, da sie sich auf das Vertrauen in das digitale Umfeld auswirkt; 

fordert die Kommission auf, zu prüfen, inwiefern Online-Plattformen Transparenz walten 

lassen, wie sie Informationen nutzen und inwiefern sie personenbezogene Daten 

missbräuchlich verwenden, und, falls erforderlich, eine angemessene Regulierung 

vorzuschlagen; 

29. begrüßt, dass die Kommission im September 2015 eine öffentliche Konsultation zur 

Modernisierung der MwSt. in Bezug auf den grenzüberschreitenden elektronischen 

Handel eingeleitet hat, und ist der Ansicht, dass dies einen ersten entscheidenden Schritt 

darstellt, um die Entrichtung der Mehrwertsteuer bei grenzüberschreitenden Online-

Geschäften zu vereinfachen; fordert die Kommission auf, das Parlament und die breite 

Öffentlichkeit nach Abschluss der öffentlichen Konsultation von den Ergebnissen und 

ihrer Bewertung dieser Ergebnisse in Kenntnis zu setzen; 
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30. betont, dass die Verbraucher ganz unabhängig davon, welche Produkte sie erwerben bzw. 

wo sie diese Produkte erwerben, d. h. über Plattformen für den elektronischen Handel 

oder im herkömmlichen Handel, den gleichen Schutz genießen sollten; 

31. betont, dass die verschiedenen Arten der „Wirtschaft des Teilens“ eingehend analysiert 

werden sollten, damit dafür gesorgt ist, dass die einschlägigen Rechtsvorschriften die 

Entwicklung dieser Dienste erlauben, sodass neue Formen des Verbrauchs und der 

Erzeugung möglich sind und gleichzeitig für ein hohes Verbraucherschutzniveau gesorgt 

ist; 

32. begrüßt die Initiative der Kommission für einen neuen E-Government-Aktionsplan; stellt 

fest, dass interoperable elektronische Unterschriften und die damit zusammenhängende 

eIDAS-Verordnung für den digitalen Binnenmarkt im Bereich Finanzdienste in Bezug auf 

neue Instrumente für Banken und Versicherungsunternehmen hochrelevant sind, wie etwa 

die elektronische Identifizierung für den Prozess der digitalen Integration oder 

Instrumente für die elektronische Unterzeichnung von Verträgen oder Zahlungsaufträgen; 

33. ist der Ansicht, dass zwar mehr dafür getan werden muss, die Zugangshemmnisse für neue 

und aufstrebende Digitalunternehmen zu beseitigen, diese Unternehmen allerdings auch 

verpflichtet werden müssen, sich an seit langem bestehenden inländische Vorschriften zu 

halten, beispielsweise in Bezug auf die Steuer-, Gesundheits- und Sicherheitsvorschriften 

und die Arbeitnehmerrechte, und in diesen Bereichen im Einklang mit den gleichen hohen 

Standards betrieben werden müssen wie bereits bestehende Unternehmen in diesen 

Bereichen; 

34. betont, dass die Entwicklung des digitalen Binnenmarkts mit einem aktuellen, wirksamen 

Rahmen einhergehen muss, damit die Geschäftsfortführung im Bereich des elektronischen 

Geschäftsverkehrs gewahrt bleibt und Schutz vor Cyberkriminalität besteht, und zwar 

insbesondere in kritischen Bereichen wie dem Online-Banking; 

35. weist drauf hin, dass die ökonomischen Grundsätze, auf denen sich die Entwicklung und 

die Verbreitung des Internets gründen, nämlich Netzneutralität, Offenheit und 

Nichtdiskriminierung, durch die Ausbreitung geschlossener Ökosysteme im Netz 

untergraben werden; betont, dass sich das Aufkommen und die Verbreitung solcher 

Ökosysteme und die durch sie im Markt für digitale Dienstleistungen und Waren 

geschaffene, auf einem Oligopol basierende Struktur langfristig negativ auf die 

Verbraucherinteressen und auf Innovationen auswirken werden, weshalb sie auf lange 

Sicht sogar die Entwicklung des digitalen Binnenmarkts in Gefahr bringen könnten; 

36. fordert die Kommission auf, rasch die Initiative zu ergreifen, was die Änderung der 

Rechtsvorschriften angeht, sodass diese den technologischen Fortschritt widerspiegeln 

und ein erhebliches Hemmnis für die Entwicklung des Marktes für elektronische Bücher 

und Zeitungen beseitigt wird; 

37. betont, dass die Kommission die Vorschriften des Kartellrechts auch künftig durchsetzen 

muss, insbesondere die Verordnung über vertikale Beschränkungen und die 

entsprechenden Leitlinien, damit dafür gesorgt ist, dass die Sonderregelungen für den 

selektiven Vertrieb nicht dazu genutzt werden, die Verfügbarkeit von Produkten mithilfe 

von Online-Vertriebskanälen zu beschränken oder den Wettbewerb zu Lasten der 

Verbraucher zu verhindern; 
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38. ist der Ansicht, dass die besonderen Wesensmerkmale der digitalen Wirtschaft, die 

insbesondere darin bestehen, dass die Grenzkosten in der Regel sinken und gegen Null 

gehen und dass die Netzwerkeffekte sehr stark sind, sie sich sehr günstig auf die auf 

Skaleneffekten beruhende Wirtschaft auswirken und dadurch der Konzentration Vorschub 

leisten; fordert die Kommission auf, die Wettbewerbspolitik so zu gestalten, dass die 

besonderen Merkmale der digitalen Wirtschaft und die damit einhergehenden 

Herausforderungen berücksichtigt werden; 

39. fordert die Kommission auf, einen ehrgeizigen Vorschlag zur Überarbeitung der Richtlinie 

2006/112/EG über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem vorzulegen, um das 

grenzüberschreitende MwSt.-System einfacher zu gestalten, damit es für Unternehmen 

und insbesondere für KMU weniger umständlich ist; 

40. weist darauf hin, dass überlappende Modelle der kollaborativen Wirtschaft und der 

Marktwirtschaft zu einer Verzerrung des freien Wettbewerbs in bestimmten Märkten 

führen könnten; fordert die Kommission auf, auf einen Regulierungsrahmen 

hinzuarbeiten, mit dem einerseits die Entwicklung der kollaborativen Wirtschaft gefördert, 

andererseits aber auch für gleiche Wettbewerbsbedingungen für alle sowie für die 

Einhaltung der EU-Rechtsvorschriften vor allem des Steuer- und Arbeitsrechts gesorgt 

wird; 

41. stellt fest, dass es die Entwicklung des digitalen Binnenmarkts befördern würde, wenn es 

Innovations-Cluster in der EU gäbe, das heißt geografische Gebiete mit einer hohen 

Dichte an digitalen Unternehmen und entsprechendem Know-how; fordert die 

Kommission auf, den weiteren Ausbau solcher Gebiete sowie die Verbreitung bewährter 

Verfahren und von Wissen zu fördern; 

42. betont, wie wichtig Gründerzentren („business incubators“) und entsprechende Mentoren 

(„business angels“) sowie eine ganze Reihe von privaten und öffentlichen Akteuren und 

Stellen sind, die daran arbeiten, Unternehmen im digitalen Sektor aufzubauen; fordert die 

Kommission auf, eine Strategie zu entwickeln, mit der diese Akteure in die Lage versetzt 

werden, an der Entwicklung des digitalen Binnenmarkts mitzuwirken, und mit der das 

Fundament für ein europäisches Netzwerk von Gründerzentren geschaffen wird. 
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